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– WIR HABEN ALLE UNSERE AUFGABE –

ein toller Satz, der schnell gesagt ist. Doch was bedeutet er eigentlich?

Respekt, Vertrauen, Wertschätzung und vielleicht fallen dem einen oder der  
anderen noch mehr Stichworte dazu ein.
Jeder möchte doch so behandelt werden, oder? 
Aber wird das tatsächlich gelebt? – Wenn man diese Frage stellt, kommt sofort: 

Natürlich machen wir das – was für eine Frage!

Allerdings kommt diese Antwort von Vollzugsbeamt/innen.
Stellt man diese Frage Tarifangestellten bzw. Verwaltungsbeamten sieht es ganz anders aus.
Ich war schockiert zu hören, dass es im Jahre 2023 noch immer Aussagen gibt wie: 

Bist du ein/e Kollege/-in oder bist du Tarifangestellte/r?

Nein, ich spreche nicht von Einzelfällen. 
Was steckt hinter solchen Aussagen? Unwissenheit?
Dann verweise ich nochmal auf den eingangs von mir erwähnten Satz:
Wir haben alle unsere Aufgabe!
Das Eine funktioniert ohne das andere nicht.  Wie in einem Zahnrad.  
Oder wie wurde es doch in der Ausbildung (im Studium) gelehrt:  
Es hängt kausal zusammen. 
In diesem Jahr stehen die Tarifverhandlungen an. Wenn wir unser Tarifpersonal  
nicht unterstützen hat das auch Auswirkungen für uns. 

Denkt mal drüber nach… 

Meike Jürgens 

Vorwort

Meike Jürgens
Liebe Kolleginnen und Kollegen,
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Am 27.09.2023 um 09.00 Uhr findet in 
Braunschweig, im K 3 die Personalvoll- 
versammlung für alle Tarifbeschäftigten 
der PD Braunschweig statt.
Eine Einladung zu der Veranstaltung mit 
Tagesordnung erfolgt zeitnah. Über eine 
zahlreiche Teilnahme – wie in den vergan-
genen Jahren – würde ich mich sehr freuen.
Eure Martina Wojna 
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Ausbildungsbehörde  
PD Braunschweig 2.0?

Nachwuchspro-
bleme bei der Poli-
zei sind kein Allein-
stellungsmerkmal. 
Die Attraktivität zu 
steigern, muss auch 
zukünftig unsere 
Aufgabe sein. 
Abschreckendes 
Beispiel bleibt aber 
derzeit gerade die 
Versetzungsproble-
matik bzw. die Zahl 

der versetzungswilligen Kolleginnen und Kolle-
gen von der Landesliste in unserer Behörde.
Als erste Maßnahmen waren bereits die Verän-
derungen zum Einstellungsdatum, Wechsel vom 
01.10.   auf den 01.09. landesweit bedeutsam. 
Zusätzlich, da wir unsere Zahlen nicht voll 
bekommen haben, wurde auch der 01.04. als 
zusätzliches Einstellungsdatum wieder aufge-
legt.
Fakt ist, wir bekommen nicht die erforderlichen 
regionalen Einstellungen zusammen.  Zum Ver-
setzungszeitpunkt 01.10. werden wir somit 
durchgängig versorgt mit hochmotivierten 
Nachwuchskräften, die von der Landesliste 
stammen. Das bedeutet, dass sie im Regelfall 
aus anderen Bereichen kommen und wieder in 
ihre Heimat zurück möchten. 
In unserer Behörde wurde eine Versetzungs-
sperre von 3 Jahren installiert. Im Rahmen der 
Sondertagung der Dezernatsleitungen Personal 
am 16.02.2023 wird die Fälligkeit einer aktuali-
sierten Erlasslage festgestellt, da andere Behör-
den diese Problematik offensichtlich nicht hat-
ten oder andere Regelungen getroffen wurden. 
Was bedeutet das im Detail?
Nach letztem Stand haben wir 41 versetzungs-
willige Kollegen und Kollegen zum 01.10.2023, 

die bereits 3 Jahre Standzeit in unserer Behörde 
haben, von der Landesliste nach Braunschweig 
versetzt wurden und wieder in ihre Heimat 
möchten.
Davon sind 6 Beamtinnen und Beamte, die nun 
in Braunschweig bleiben möchten, ein sehr 
positiver Trend für unsere Region.
Von den verbleibenden 35 Kolleginnen und Kol-
legen können voraussichtlich 10 sog. Härtefall-
regelungen in ihre Wunschdienststellen versetzt 
werden.
Somit gibt es nach aktuellem Stand noch wei-
tere 25 Kolleginnen und Kollegen, die 3 Jahre 
Standzeit in der PD Braunschweig haben, aus-
gebildet wurden und nun in ihre Heimat wollen.
Die Liste wird sich aber stetig erhöhen.
Jetzt ändert sich mit dem neuen Versetzungser-
lass zum 31.07.2023 zur einheitlichen Verfah-
rensweise die Verkürzung der Mindeststandzeit 
in der Behörde auf 2 Jahre. 
Somit kommen nun auch die Kandidaten auf 
die Liste, die 2 Jahre Standzeit haben. Die pro-
portionale Entwicklung mit der Verlängerung 
der Standzeit dürfte hier klar erkennbar sein.
Wen bekommen wir zum 01.10.2023 in die 
Behörde und wie ist hier der Schlüssel?!
Keine Überraschung ist, dass wir zum 01.10. 
mutmaßlich ca. 120 (plus minus X) Kolleginnen 
und Kollegen als Neuzugänge in die Behörde 
bekommen. 
Davon sind nach aktuellem Stand ca. 70 (in 
Worten Siebzig) Kolleginnen und Kollegen von 
der Landesliste. 
Wer also rechnen kann, ist klar im Vorteil. Die 
Liste der Versetzungswilligen setzt sich fort und 
wird sich weiterhin steigern. Auch wenn die 
Pensionszahlen sich in naher Zukunft verändern 
und die Einstellungszahlen geringer werden, wir 
müssen es schaffen, zu 100% unsere regionalen 
Einstellungszahlen zu erreichen.

von Christian Gleich

Hauptthema
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•	Wird es in den nächsten zwei Jahren auch 
„normale“ Versetzungen geben oder  
tendenziell erstmal nur Härtefallregelunge?

•	Welche durchschnittliche Standzeit prognosti-
ziert ihr?

•	Von der PA kommen regionale Einstellungen 
in die Heimatbehörde. Wenn ich in meiner 
Wunsch – PI an einem vorderen Platz stehe, 
habe ich dann Vorrang zu den regionalen Ein-
stellungen?

•	Was bedeutet, ich brauche Ersatz oder einen 
Tauschpartner?

Für diese oder ähnliche Fragestellungen stehen 
wir gern zur Verfügung, ruft einfach mal durch.

Christian Gleich
Vorsitzender der Bezirksgruppe Braunschweig

Wir haben in der PD Braunschweig zum 
01.10.2023 

168 regionale Einstellungsmöglichkeiten !!!

und sind noch weit davon entfernt, diese Zahlen 
zu erfüllen.
Als Konsequenz bedeutet das, wir bekommen 
mindestens noch 3 weitere Jahre eine Vielzahl 
an Neuversetzungen von der Landesliste und 
die Liste der versetzungswilligen Kolleginnen 
und Kollegen wird länger und länger und….
Unsere Bemühungen dazu müssen also deutlich 
verstärkt werden. 
Hier sind Verbesserungen in der Digitalisierung, 
Stellenhebungsprogramme und weitere Maß-
nahmen wie Homeoffice, Telearbeit und andere 
Möglichkeiten erforderlich, den Beruf attraktiver 
zu gestalten.
Die Gesellschaft ist im Wandel und die jüngere 
Generation hat andere Kernthemen. Die Zeiten 
der Babyboomer (bis Geburtsjahr 1964) bei der 
Polizei neigen sich dem Ende zu. 
Die Generation Z (1996-2010) hat andere Inter-
essen bzw. andere Schwerpunkte. 
Und wenn es nur um Work-Live-Balance, Job-
rad oder Hansefit, also eine vom Arbeitgeber 
subventionierte Möglichkeit auf Sportangebote 
bei verschiedenen Institutionen für einen Pau-
schalpreis, ist.

Entscheidender Faktor ist, wir müssen es zeit-
nah schaffen, unsere regionalen Einstellungs-
möglichkeiten auszuschöpfen.

Ende der 80er und Anfang der 90er Jahre hatte 
die PD Hannover ein identisches Problem. Und 
wenn ich dort an Versetzungssperren von 5 Jah-
ren und Standzeiten von 8 Jahren in einer 
„fremden“ Behörde denke, sollten wir jetzt  
handeln. 

Einige der nachfolgenden Fragen wurden bereits 
an uns herangetragen:
•	Ich stehe auf der Liste zur Versetzung in die PI 

X an Platz 1, warum werde ich nicht versetzt?
•	Gibt es verlässliche Prognosen, wann ich mit 

einer Versetzung nach meiner Standzeit zu 
rechnen habe?

Hier noch einige Schwerpunkte aus dem 
neuen Versetzungserlass!

•	Ein Antrag auf Versetzung aus persönlichen 
Gründen kann grundsätzlich frühestens 
nach zwei Jahren Standzeit in der jeweiligen 
Behörde umgesetzt werden. 

•	Versetzungsanträge werden grundsätzlich  
in der Reihenfolge des Eingangsdatums bei 
der Personalstelle unter Beachtung der 
zweijährigen Standzeit berücksichtigt. 

•	Im Versetzungsantrag ist ausschließlich die 
Ebene der Inspektionen mit bis zu drei prio-
risierten Wünschen unter Angabe der über- 
geordneten Polizeidirektion zu benennen.

•	Versetzungsanträge, die besondere bzw. 
schwerwiegende soziale Gründe beinhalten, 
werden durch die abgebende Behörde 
geprüft und bevorzugt berücksichtigt. 

•	Wird die Realisierung einer wunschgemäßen 
Versetzung in die angestrebte Polizeiinspek-
tion von den Antragstellenden abgelehnt,  
so erlischt grundsätzlich dieser Versetzungs-
antrag. 
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Neues aus dem Tarifbereich

Liebe Kolleginnen 
und Kollegen, 

wie ich bereits 
mehrfach ange-
merkt habe, wird 
mit Ablauf Septem-
ber der Tarifvertrag 
der Länder gekün-
digt und wir gehen 
mal wieder in die 
Tarifverhandlungen. 
Bei den Forderun-
gen der Bundesta-

rifkommission wird ja traditionell immer etwas 
zu dem Abschluss des TVÖD (Bund und Kom-
munen) geschaut. Das ist ja – wie ich finde – in 
diesem Jahr ganz besonders interessant. Haben 
„die“ ja schließlich einen recht guten Abschluss 
erzielt. 

Für euch nochmal zur  
Kenntnis:
1. 	Laufzeit
	 • 24 Monate: 01.01.2023 - 31.12.2024

2. 	Entgelt
	 • Entgelterhöhung nach 14 Monaten  
	 Verzögerung:
			   • 01.01.2023: keine Erhöhung 
			      („Nullrunde“)
			   • 01.03.2024: +200 Euro,  
			      anschließend +5,5%, mindestens  
			      insgesamt 340 Euro
	 • 	Einmalzahlungen von insgesamt 3.000 	
		  Euro in 9 Monatsbeträgen als einkommen- 
		  steuerfreies „Inflationsausgleichsgeld“: 
			   • Juni 2023: 1.240 €
		  • Juli 2023 bis einschließlich Februar 	
		     2024: je 220 €

Das bedeutet eine deutliche Steigerung des 
monatlichen Nettoeinkommens. 
Trotz allem möchte ich aber auch nochmal aus-
drücklich darauf hinweisen, dass ich es absolut 
unpassend finde, die Inflationsausgleichsprämie 
in die Tarifverhandlungen mit einzubeziehen. 
Schließlich trägt diese nicht zu einer Erhöhung 
des Reallohnes bei und somit auch nicht zur 
Altersversorgung.
Um konkurrenzfähig zu bleiben, gilt es natürlich 
für uns möglichst an dieses Ergebnis anzu-

von Martina Wojna

domoskanonos/stock.adobe.com

Hauptthema
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schließen. Schon jetzt verlassen uns immer 
öfter Kolleginnen und Kollegen zumeist zu den 
Kommunen. Wer möchte es ihnen verwehren, 
zum einen erhalten sie mehr monatliches Ent-
gelt, zum anderen ist die Möglichkeit einer 
Höhergruppierung auch ohne Verwaltungslehr-
gang möglich – und das auch noch stufengleich.
Das finde ich persönlich immer wieder sehr 
schade, weil wir da einfach nicht mithalten 
können. 
Von den Schwierigkeiten IT-Personal für uns zu 
gewinnen, brauche ich hier auch gar nicht erst 
anfangen. In der heutigen Zeit ist es verständ-
lich, dass jeder versucht finanziell möglichst gut 
durchzukommen. 
Umso wichtiger ist es, dass die Tarifgemein-
schaft der Länder (TdL – Arbeitgeber) endlich 
begreift, dass wir als attraktiver Arbeitgeber 
unsere Beschäftigten nicht länger so von den 
Gehältern des TVÖD abschneiden können. Das 
gilt im Übrigen ja auch nicht nur für die Tarifbe-
schäftigten des Landes, sondern auch für unsere 
niedersächsischen Beamten, die ja im Bundes-
vergleich auch nicht so gut dastehen. 
Warum schreibe ich euch das schon wieder?
Ich mache mir wirklich große Sorgen, wie es 
langfristig mit uns Tarifbeschäftigten des Landes 
weitergeht. Wie gesagt, es verlassen uns immer 
häufiger Tarifbeschäftigte und auch die Bewer-
berlage ist längst nicht mehr so, wie wir es aus 
der Vergangenheit kennen. 

Um als Arbeitgeber konkurrenzfähig und attrak-
tiv zu sein, muss in vielerlei Themen deutlich 
nachgerüstet werden. 
Man kann nicht länger die Augen davor ver-
schließen und meinen, dass allein das Merkmal 
„öffentlicher Dienst“ reicht, um die Beschäftig-
ten langfristig zu halten und Bewerber anzulo-
cken. 
Und auch für uns bedeutet es, dass wir uns im 
Rahmen der Tarifverhandlungen wirklich ALLE – 
Tarifbeschäftigte wie auch Beamte zusammen-
schließen und zur Not auch in den Arbeitskampf 
gehen. 
Für Anfang Dezember ist die letzte Verhand-
lungsrunde angesetzt und erfahrungsgemäß 
laufen da dann auch die Warnstreiks und 
Demonstrationen. Stellt euch doch bitte schon 
einmal darauf ein.
In der Vergangenheit war es relativ schwierig, 
Personen für die Warnstreiks und Demonstrati-
onen zu gewinnen.
Seid euch bitte dessen bewusst, dass die Arbeit-
geberseite sehr genau darauf achtet, wieviel 
Personen sich an diesen Aktionen beteiligen. In 
der Argumentation wird dies auch immer wie-
der angeführt.
Wir müssen zeigen, dass wir zusammenhalten!
In diesem Sinne

Eure
Martina Wojna
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Sven Baumann

Kurz vorgestellt ...

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
mein Name ist Sven Baumann, 32 Jahre alt und 
ich bin seit April 2023 der Kreisgruppenvorsit-
zende der Kreisgruppe Gifhorn.
Gebürtig bin ich aus Braunschweig; lebe aller-
dings seit 2019 in Isenbüttel und bin seitdem 
auch (wieder) in der PI Gifhorn im dortigen PK 
Meine im ESD.
Ich bin geschieden und lebe zusammen mit 
Hund, Kater und meiner Lebensgefährtin in 
einer Eigentumswohnung.
In der GdP bin ich erst seit Januar 2020. Vorher 
war ich angehöriger der DPolG und dort nicht 
mehr zufrieden. Die Gemeinschaft und die 
Arbeit in der GdP hat mir mehr zugesagt, sodass 
ich mich zeitnah als stellvertretender Schriftfüh-
rer im Kreisgruppenvorstand engagieren konnte.
Da im April unser bisheriger Kreisgruppenvorsit-
zende, Sebastian Okon, die PI und damit die 
Kreisgruppe nach Braunschweig wechselte, war 

die Position vakant und ich erklärte mich bereit 
dieses Amt zu übernehmen. Auch dank des 
Teams im Vorstand der Kreisgruppe war der 
Start sehr leicht für mich und ich habe mich 
schnell in das Amt eingefunden.
Bislang erfüllt mich die Arbeit in der Kreisgruppe 
mit viel Freude und ich versuche neue Ideen 
umzusetzen. Somit veranstaltet die KG Gifhorn 
dieses Jahr zum ersten Mal ein Sommerfest am 
05. September 2023 mit Bratwurst, Getränken, 
einer Hüpfburg und einem Rahmenprogramm 
unserer JUNGEN GRUPPE.

Veronika Cupok

Aus den Bereichen

Hallo,
ich bin Veronika Cupok…die „alte“ Neue … 
wohne mit meinem Lebenspartner in Sickte und 
habe eine erwachsene Tochter.
Seit 1989, mit kurzer 6-jähriger Unterbrechung, 
bin ich Beschäftigte der Polizeidirektion Braun-
schweig. Dort war ich in den Bereichen Beam-
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Hallo ich bin Jacqueline Horn, 29 Jahre alt und 
seit 2012 in der GdP (eingetreten in Sachsen-
Anhalt). Seit meinem Länderwechsel 2018 bin 
ich in der GdP Kreisgruppe Gifhorn.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,
nach dem Wechsel im Vorstand der Kreisgruppe 
Wolfsburg möchte die Gelegenheit nutzen, mich 

tenrecht, Freie Heilfürsorge, Tarifrecht, Organi-
sation und Wirtschaftsverwaltung tätig … nun 
bin ich wieder als Sachbearbeiterin Personalpla-
nung für unsere Tarifbeschäftigten zuständig.
In der GdP bin ich durchgängig seit meiner Aus-
bildung beim Bundesgrenzschutz im Jahre 1986 
und war lange Zeit in verschiedenen Funktionen 
tätig. 
Ich freue mich, dass ich als Beisitzerin und Mit-
glied in der Tarifkommission GdPmäßig wieder 
dabei sein darf … und auf eine tolle Zusammen-
arbeit.

Renske Warnecke

Jacqueline Horn

denen, die mich noch nicht kennen, kurz vorzu-
stellen. Mein Name ist Renske Warnecke und 
ich bin 32 Jahre alt. 
Aufgewachsen bin ich im Bereich der PI Wolfs-
burg-Helmstedt und dort bin ich auch seit 2016 
in unterschiedlichen Verwendungen dienstlich 
tätig. Aktuell bin ich Sachbearbeiterin im FK 2 
des ZKD. Seit den ersten Monaten an der PA 
Nienburg bin ich Mitglied in der GdP. 
Im Kreisgruppenvorstand war ich zunächst als 
Schriftführerin aktiv und wurde im Rahmen der 
letzten Mitgliederversammlung einstimmig zur 
Vorsitzenden gewählt. Gleichzeitig bin ich stell-
vertretendes Mitglied im örtlichen Personalrat.
Soviel vorweg: Bei beiden Vertretungen seid Ihr 
mit Euren Anliegen immer an der richtigen 
Stelle. Die Herausforderungen, die uns als Poli-
zei erwarten, werden nicht weniger – umso 
wichtiger ist die gewerkschaftliche Arbeit, damit 
die Belange unserer Kolleginnen und Kollegen 
dabei nicht auf der Strecke bleiben.
Ich freue mich auf meine neuen Aufgaben als 
Vorsitzende der Kreisgruppe Wolfsburg und 
stehe euch gern als Ansprechpartnerin zur Ver-
fügung.
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Am 24.07.2023 feierte Günter Bengelsdorf seinen 

90. Geburtstag. 
„Mitglied in der GdP seit Juni 1963“ 

Das, was Du alles erlebt hast, 
lebt noch in vielen Generationen nach Dir weiter. 

Du kannst sehr stolz auf dein Alter sein 
und was Du alles gemeistert hast. 

Auf Dich! 
Wir wünschen im Namen der Bezirksgruppe Braunschweig 

und der Kreisgruppe Braunschweig 
alles Gute!

90. Geburtstag
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sind zu beachten, welche Möglichkeiten und 
Ansprechpartner gibt es. 
Dazu dient dieser Artikel.
Bei einem Dienstunfall handelt es sich aller-
dings um eine komplexe Materie, die immer 
der (oftmals langwierigen) Einzelfallprüfung 
bedarf.
Insofern kann dieser Artikel nicht alle Facetten 
eines Dienstunfalles betrachten, eine genaue 
Prüfung hat unbedingt zu erfolgen.
Geregelt ist der Dienstunfall im Abschnitt V 
des Niedersächsischen Beamtenversorgungs-
gesetz (NBeamtVG).

Was ist ein Dienstunfall?
Ein Dienstunfall ist nach § 34 Niedersächsisches 
Beamtenversorgungsgesetz (NBeamtVG) ein 
•	auf äußerer Einwirkung beruhendes 

•	z. B. Messerstich eines Dritten
•	plötzliches, örtlich und zeitlich bestimmbares, 

•	z. B. am 30.04.2023, 22.45 Uhr
•	einen Körperschaden 

•	z. B. Schnittverletzung
•	verursachendes Ereignis 

•	medizinischer Zusammenhang zwischen 
dem Ereignis und dem Körperschaden

•	das in Ausübung oder infolge des Dienstes 
eingetreten ist 
•	z. B. Nachtschicht im Einsatz- und Streifen-

dienst

Nur wenn diese Voraussetzungen erfüllt sind, 
handelt es sich um einen Dienstunfall mit allen 
daraus resultierenden Folgen.
Als Dienst im Sinne des Dienstunfallrechts gel-

Es ist wieder passiert….
•	Die beiden jungen Kollegen des PK BAB waren 

auf Streifenfahrt und bekamen einen Einsatz 
für eine Unfallaufnahme. Die Fahrt zum Ein-
satzort auf regennasser Fahrbahn, lief nicht so 
wie geplant. Der Streifenwagen verlor die Haf-
tung und beide Kollegen wurden bei dem 
Unfall schwerverletzt.

•	Im Rahmen eines Einsatzes wegen einer 
Ruhestörung eskalierte die Situation. Der Ver-
ursacher zog ein Messer und stach auf den 
Kollegen ein, der dadurch schwer verletzt 
wurde.

•	Auf dem Weg zur Arbeit stürzte die Kollegin 
mit dem Fahrrad schwer und zog sich eine 
komplizierte Fraktur im Arm zu, die zu einer 
dauerhaften Einschränkung führte.

•	Im Rahmen einer Verkehrsunfallaufnahme 
wurde die Kollegin von einer Zecke gebissen. 
Die Folgen einer Borreliose-Infizierung 
bemerkt sie auch heute, 2 Jahre nach dem 
Vorfall, noch immer.

So oder ähnlich bekommen wir immer wieder 
die Nachricht einer einschneidenden Situation 
aus der Lagemeldung oder hören davon in 
Gesprächen mit Kollegen. 
Aber passiert das nicht nur anderen?
Jeder von uns muss heute damit rechnen, dass 
er im Einsatz verletzt wird, ob durch einen Ver-
ursacher, oder einfach nur wegen der fatalen 
Situation.
Wenn der Fall dann eingetreten ist, steht der 
Einzelne dann meistens vor der Frage, ob es 
sich um einen Dienstunfall handelt, wie ist der 
weitere Ablauf, welche Rechte und Pflichten 

Gut zu wissen

Der Dienstunfall und seine Folgen

Eine Betrachtung – nicht nur – aus Sicht der Schwerbehindertenvertretung

Teil 1 – Dienstunfälle von Beamten und Beamtinnen

Teil 2 – Arbeitsunfälle von Angestellten erfolgt in einer der nächsten Ausgaben

PI Salzgitter – Peine – Wolfenbüttel

SBV:

Carsten Grossert 

07 - 662 - 200

05341 / 1897-200

Stellv. SBV:

Martin Schenker  

07 - 662 - 184

05341 - 1897

Annabelle Bujok 

07 - 69 - 43 59

05 31 / 4 76 43 59

Stellv. SBV:

Anja Mahlke 

07 - 672 - 115

053 61 / 46 46 - 115

SBV

Schwerbehindertenvertretung 
Polizeidirektion Braunschweig

Schwerbehindertenvertretungen der 

Polizeidirektion Brauschweig

PI Wolfsburg – Helmstedt

SBV:

PD Braunschweig – Haus

SBV:
Uwe Ochmann 

07 - 69 - 14 37

05 31 / 4 76 - 14 37

Stellv. SBV:

Zur Zeit nicht besetzt

PI Goslar 

SBV:

Marion Roggenbach 

07 - 652 - 339 

0 53 21 / 3 39 - 3 39

1. Stellv. SBV:

Regina Quast  

07 - 657 - 9 

0 55 20 / 96 26 - 115

2. Stellv. SBV:

Monika Moritz

07 - 652 - 110

0 53 21 / 3 39 - 110

PI Gifhorn 

SBV:

Rainer Berenz

0 53 71 / 98 01 31

Stellv. SBV:

Zur Zeit nicht besetzt

PI Braunschweig 

SBV:

Sina Begemann

07 - 69 - 3115 

05 31 / 4 76 - 31 15

Stellv. SBV:

Monika Lange 

07 - 69 - 3009

05 31 - 4 76 - 30 09

ZKI Braunschweug

SBV:

Zur Zeit nicht besetzt

Bezirksschwerbehindertenvertretung  
Annabelle Bujok

07 - 69 - 43 59

05 31 / 4 76 43 59

Stellv. Bezirksschwerbehindertenvertretung  
Fikret Abaci 

07 - 662 - 209

05 31 / 4 76 43 59
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Quellennachweis:
1 https://bildungsportal-niedersachsen.de/schulorgani-
sation/in-schule-arbeiten/dienstliche-belange/unfall-
schadensersatz/dienstunfaelle
2 https://www.nlbv.niedersachsen.de/bezuege_versor-
gung/versorgung/unfallfuersorge/unfallfuersorge

3 Merkblatt zum Antrag nach dem Sozialgesetzbuch – 
Neuntes Buch – (SGB IX), Ziffer 3
4 https://www.michaelbertling.de/beamtenrecht/
dienstunfallruhegehalt.htm
5 https://www.michaelbertling.de/beamtenrecht/
dienstunfall/angriff.htm
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9.	Schadensausgleich in besonderen Fällen (§ 
49).

Wie werden Ansprüche geltend 
gemacht?
Arztbesuch:
Wenn der Körperschaden, z.B. durch eine Ver-
letzung, eingetreten ist, sollte auch bei kleine-
ren Verletzungen unbedingt schnellstmöglich 
ein Arzt aufgesucht werden. Dies aus mehreren 
beispielhaften Gründen:
1.	Dokumentation der Verletzung durch den Arzt
2.	Behandlung der Verletzung
3.	Vermeidung von Folgeschäden  

(Entzündungen, eigene Fehlbehandlung)
4.	Schadensminderung

Die Abrechnung der ärztlichen Kosten erfolgt 
dabei über das NLBV (Niedersächsisches Lan-
desamt für Bezüge und Versorgung) im Rahmen 
der Heilfürsorge oder Beihilfe.
Mit der ärztlichen Behandlung beginnt auch 
immer schon die Beweissicherung und die Absi-
cherung für das laufende (Dienstunfall-) Verfah-
ren; rein rechtlich handelt es sich hier bereits 
um die Unfallfürsorge nach § 37 NBeamtVG. 
Dabei werden die notwendigen Kosten für
1.	die ärztliche, zahnärztliche, psychotherapeu-

tische und heilpraktische Untersuchung und 
Behandlung,

2.	die Krankenhausbehandlung,
3.	die Durchführung von Rehabilitationsmaß-

nahmen,
4.	die Versorgung mit Arznei- und Verbandmit-

teln, Medizinprodukten sowie Heilmitteln,
5.	die Versorgung mit Hilfsmitteln, Geräten zur 

Selbstbehandlung und Selbstkontrolle sowie 
Körperersatzstücken und

6.	sonstige Leistungen zur Wiederherstellung 
der Gesundheit, zur Vermeidung von Unfall-
folgen oder zur Linderung der Folgen einer 
Verletzung

erstattet.

Bekanntgabe 
Der Arztbesuch ersetzt dabei nicht die Unfall-
meldung an den Dienstherrn, diese muss 
gesondert gestellt werden:

ten dabei auch Dienstreisen, die Teilnahme an 
dienstlichen Veranstaltungen und verpflichten-
den Nebentätigkeiten, sowie das Zurücklegen 
des mit dem Dienst zusammenhängenden 
Weges von und nach der Dienststelle.1

Ein Dienstunfall liegt aber nur vor, wenn der 
Unfall im Dienst wesentliche Ursache der Ver-
letzung war; ein während des Dienstes aufge-
tretenes, aber anlagebedingtes Leiden ist kein 
Dienstunfall, auch wenn der Unfall eventuell 
Auslöser der aktuellen Beschwerden war.1

Ein vorgeschädigtes Knie, dass durch den Unfall 
verschlimmert wird, wird u.U. also nicht als 
Dienstunfallfolge anerkannt werden.
Die Entscheidung, ob ein Dienstunfall vorliegt, 
trifft dabei die Personaldienststelle. Sie ersetzt 
auch Sachschäden, die bei einem Dienstunfall 
entstanden sind.2 

Dem Dienstunfall gleichgestellt sind 
bestimmte Krankheiten, die sich der Beamte in 
Ausübung des Dienstes zugezogen hat. (siehe 
auch Anlage 1 der Berufskrankheiten-Verord-
nung) (§34 Abs. 3 NBeamtVG)

Was für Ansprüche habe ich:
In § 33 NBeamtVG ist abschließend geregelt, auf 
welche Maßnahmen Beamte im Falle eines 
Dienstunfalles Anspruch haben und welche 
Unfallfürsorge gewährt wird: 

Die Unfallfürsorge nach § 33 NBeamtVG 
umfasst
1.	Einsatzversorgung im Sinne des § 35,
2.	Erstattung von Sachschäden und besonderen 

Aufwendungen (§ 36),
3.	Erstattung von Aufwendungen für Heilverfah-

ren, für Kleider- und Wäscheverschleiß, für 
Überführung und Bestattung sowie Erstattung 
von Verdienstausfall und Arbeitsentgelt (§ 37),

4.	Erstattung von Pflegeaufwendungen und von 
Verdienstausfall der Pflegeperson (§ 38),

5.	Unfallausgleich (§ 39),
6.	Unfallruhegehalt oder Unterhaltsbeitrag (§§ 

40 bis 42),
7.	Unfall-Hinterbliebenenversorgung (§§ 44 bis 

47),
8.	einmalige Unfallentschädigung (§ 48),

Gut zu wissen
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Doch was passiert, wenn  
es keine endgültige Heilung  
gibt und Folgeschäden  
zurückbleiben?

1. § 39 NBeamtVG –  
Unfallausgleich
Absatz 1: Führt ein Dienstunfall zu einer wesent-
lichen, länger als sechs Monate andauernden 
Beschränkung der Erwerbsfähigkeit, so erhält die 
oder der Verletzte, solange dieser Zustand 
andauert, neben den Dienstbezügen, den 
Anwärterbezügen oder dem Ruhegehalt einen 
Unfallausgleich. 2Die Beschränkung der Erwerbs-
fähigkeit bemisst sich nach dem Grad der Schä-
digungsfolgen; § 30 Abs. 1 und 2 BVG gilt ent-
sprechend. 3Der Unfallausgleich wird in Höhe der 
Grundrente nach § 31 Abs. 1 bis 3 BVG gewährt.
Das Gesetz eröffnet hier die Möglichkeit der 
Zahlung einer monatlichen Rente für den 
Betroffenen nach dem Bundesversorgungsge-
setz (§31 BVG). 

1.1 – Wie erhalte ich diese Rentenzahlung?
1.1.1 – Grad der Schädigungsfolge
Dafür müssen wir zunächst einen Exkurs in die 
Versorgungs-Medizin-Verordnung machen. 
Diese Verordnung regelt die Bewertung von 
Schädigungsfolgen, also die Anerkennung der 
Gesundheitsstörung (hier die Verletzung) und 
differenziert die Schwere der Gesundheitsstö-
rung in einen „Grad der Schädigungsfolge 
(GdS)“.
Um Gesundheitsstörungen vergleichbar zu 
machen, ordnet die Verordnung in einem ersten 
Schritt sämtliche bekannte Krankheiten und 
Körperschädigungen nach Themenfeldern. 
In einem zweiten Schritt wird die Schwere der 
Gesundheitsschädigung nach Graden eingeteilt, 
dem „Grad der Schädigungsfolge“.
Dieser festgestellte „Grad der Schädigungs-
folge“ ist entscheidend für das spätere Verfah-
ren!

1.1.2 – Einleitung des Verfahrens
Sind nach einem Dienstunfall, innerhalb eines 
Zeitrahmens von mindestens 6 Monaten, 

Eine Verpflichtung zur unverzüglichen Kenntnis-
gabe gibt es nach dem NBeamtVG nicht, sollte 
aber aus eigenem Interesse (z.B aus Gründen 
der Beweissicherung und möglicher Spätfolgen) 
schnellstmöglich erfolgen. 
Es gibt aber eine Verjährungsfrist nach § 51 
NBeamtVG von zwei Jahren. 
Danach wird Unfallfürsorge nur in Ausnahme-
fällen bis zu 10 Jahren nach dem Vorfall 
gewährt.

Zur Klarstellung: Ein unverzüglich gemeldeter 
Dienstunfall kann eine lebenslange Unfallfür-
sorge nach sich ziehen. Sollte der Dienstunfall 
aber erst nach mehr als 10 Jahren gemeldet 
werden, wird dann keine Unfallfürsorge mehr 
gewährt werden.

Sachschäden müssen innerhalb einer Frist von 3 
Monaten gemeldet werden. (§ 36 NBeamtVG)
Intern kann es natürlich Meldepflichten geben, 
die beachtet werden sollten.

Gemeldet wird der Dienstunfall mit einem 
landeseinheitlichen Vordruck (Vordruck 
037.020) auf dem Dienstweg unter Gegen-
zeichnung der Vorgesetzten und des Personal-
rates.

Ärztliche Diagnosebescheinigungen sollten, 
soweit vorhanden, bereits mit eingereicht wer-
den. Hintergrund ist eine Prüfung der Verletzun-
gen durch den medizinischen Dienst im Hinter-
grund.

Prüfung und Verfahrensablauf
Nach Prüfung des Sachverhaltes entscheidet die 
zuständige Behörde (Polizeidirektion) und 
•	genehmigt den Dienstunfall, bzw.
•	lehnt diesen ab
In beiden Fällen erhält der Betroffene einen 
rechtskräftigen Bescheid.
Sofern die Heilung gut voranschreitet und 
anschließend keine Folgen mehr erkennbar 
sind, wird das Verfahren um den Dienstunfall 
von der Behörde eingestellt. Bei späteren Folge-
schäden kann es aber wieder neu eröffnet wer-
den (Verschlimmerungsantrag).
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7. von 90 in Höhe von 797 Euro,
8. von 100 in Höhe von 891 Euro.

Stand: 01.07.2023

Grad der Schädigungsfolge – Grad der 
Behinderung
Sofern der Betroffene einen Bescheid mit einem 
GdS von mindestens 30 erhält, so hat er die 
Möglichkeit beim Versorgungsamt, bzw. Nieder-
sächsischem Landesamt für Soziales, Jugend 
und Familie einen formlosen Antrag auf 
Umschreibung als einen Grad der Behinderung 
einzureichen.
Das Versorgungsamt wird regelmäßig den fest-
gestellten GdS ohne weitere Prüfung als einen 
Grad der Behinderung übernehmen. 3

Natürlich ist es auch möglich, im Rahmen eines 
förmlichen Antrages beim Versorgungsamt den 
GdS einfließen zu lassen und weitere Krankhei-
ten für eine Schwerbehinderung prüfen zu las-
sen. 
Welches Procedere sinnvoll ist, sollte bei einem 
Gespräch mit der örtlichen Schwerbehinderten-
vertretung geklärt werden.

2. - § 40 NBeamtVG – Unfallru-
hegehalt

(1) Ist die Beamtin oder der Beamte infolge des 
Dienstunfalls dienstunfähig geworden und in 
den Ruhestand versetzt worden, so erhält sie 
oder er Unfallruhegehalt.
Welche Voraussetzungen müssen also erfüllt 
sein:
1.	Der Dienstunfall muss genehmigt sein
2.	Infolge des Dienstunfalles
3.	Dienstunfähig und in den Ruhestand versetzt

Zu 1.: Zu dem genehmigten Dienstunfall beziehe 
ich mich auf die bereits gemachten Ausführun-
gen.

Zu 2.: Zwischen dem aus dem Dienstunfall 
resultierenden Körperschaden und der Dienst-
unfähigkeit muss zwingend ein Kausalzusam-
menhang bestehen.

andauernde, wesentliche Einschränkungen 
zurückgeblieben, kann ein formloser Antrag auf 
einen Unfallausgleich bei der zuständigen 
Behörde gestellt werden. 
Durch die Behörde (in unserem Fall die zustän-
dige Polizeidirektion) wird der Medizinische 
Dienst der Polizei beauftragt, ein Gutachten zu 
erstellen. In dem Gutachten wird die Höhe eines 
GdS vorgeschlagen.
Durch die Polizeidirektion erfolgt dann die 
Bestätigung mittels eines Feststellungsbeschei-
des an den Betroffenen.
Sofern der GdS mindestens 25 beträgt, wird 
durch die Behörde der Unfallausgleich gewährt. 
Zwischengrade werden dabei aufgerundet. Der 
Unfallausgleich kann befristet oder unbefristet 
gewährt werden.
Weiter wird er neben den Dienstbezügen, den 
Anwärterbezügen, oder dem Ruhegehalt 
gewährt, also zusätzlich und steuerfrei. Bei 
einer unbefristeten Gewährung wird der Unfall-
ausgleich bis zum Tod gezahlt.
Übrigens gibt es keine zeitliche Grenze zur 
Geltendmachung eines Unfallausgleichs.
Als Beispiel: Ein gemeldeter und anerkannter 
Dienstunfall wegen einer Handgelenksfraktur 
im Jahr 1985 wurde nach Ausheilung 1986 ein-
gestellt. Durch die Fraktur im Handgelenk ent-
wickelte sich über die Jahre eine Arthrose, die 
zu einer andauernden Steife des Handgelenks 
führte.
Ein Verschlimmerungsantrag im Jahr 2019 führte 
zu einer Wiederaufnahme und Bestätigung der 
Verschlimmerung auf Grund des Dienstunfalles. 
Im weiteren Verlauf wurde ein GdS von 30 
gewährt, was zu einer monatlichen Rente von 
171 Euro führte.
Die Höhe der Grundrente bemisst sich nach § 31 
Bundesversorgungsgesetz:

Beschädigte erhalten eine monatliche Grund-
rente bei einem Grad der Schädigungsfolgen

1. von 30 in Höhe von 171 Euro,
2. von 40 in Höhe von 233 Euro,
3. von 50 in Höhe von 311 Euro,
4. von 60 in Höhe von 396 Euro,
5. von 70 in Höhe von 549 Euro,
6. von 80 in Höhe von 663 Euro,

Gut zu wissen
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Handlungsanleitung und Hinweise zum Ver-
fahren zur Überprüfung der Dienstfähigkeit 
von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizei-
vollzugsbeamten (– VS-NfD –Niedersächsi-
sches Ministerium für Inneres und Sport - 
Landespolizeipräsidium – Referat 25 – 25.21-
12500/110)

durch die Behörden zu beachten.

Nach Beantragung durch die Dienststellen wird 
der Medizinische Dienst durch die Behörde 
(Polizeidirektion) aufgefordert, ein Gutachten 
über die Polizeidienstfähigkeit des Betroffenen 
zu erstellen.
Eine Beantragung durch den Betroffenen ist 
grds. auch möglich, kann aber zu einer Kosten-
verpflichtung innerhalb des Verfahrens führen.
Im Rahmen dieses Gutachtens wird dann fest-
gestellt, welche Möglichkeiten der Dienstver-
richtung es für den betroffenen Beamten noch 
gibt (eingeschränkte Polizeidienstfähigkeit), ob 
er polizeidienstunfähig ist und ob eine Über-
nahme in die Polizeiverwaltung möglich 
erscheint.
Wird im Gutachten eine Polizeidienstunfähigkeit 
ohne Übernahme in die Verwaltung festgestellt, 
so wird die Empfehlung zur Versetzung in den 
Ruhestand erteilt, dem die Behörde im Normal-
fall folgt.
Klar ist, dass die Versetzung in den Ruhestand 
die letzte Option ist und vorher alle medizini-
schen Möglichkeiten ausgeschöpft werden, um 
eine Rückkehr in den aktiven Dienst zu ermögli-
chen.
Wird der Beamte dann in den Ruhestand ver-
setzt, so erhält er Unfallruhegehalt. Die Berech-
nung richtet sich nach § 40, Abs. 3 NBeamtVG.

2.2 – Unfallruhegehalt
Der Ruhegehaltssatz wird nach § 16 Abs. 1 mit 
der Maßgabe berechnet, dass für jedes Jahr 
ruhegehaltfähiger Dienstzeit 1,875 statt 1,79375 
Prozent anzusetzen sind; dieser Ruhegehalts-
satz wird um 20 Prozentpunkte erhöht. 2Das 
Unfallruhegehalt beträgt mindestens 66 2/3 
Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
und darf 75 Prozent der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge nicht übersteigen. 3Es darf nicht 
hinter 75 Prozent der jeweils ruhegehaltfähigen 

Interessant ist auch hier wieder die Frage von 
Vorerkrankungen, dabei gelten folgende Faust-
regeln4:
•	Hätte der dienstunfallbedingte Körperschaden 

auch ohne das vorhandene Leiden innerhalb 
eines Jahres zur Dienstunfähigkeit geführt, so 
ist der dienstunfallabhängige Körperschaden 
wesentliche Ursache für die Dienstunfähigkeit.

•	Hätten beide Ursachen jeweils für sich allein 
innerhalb eines Jahres zur Dienstunfähigkeit 
geführt, so sind die Ursachen gleichwertig. 
Rechtlich gilt dann der dienstunfallabhängige 
Körperschaden als die wesentliche Ursache.

•	Hätte der dienstunfallabhängige Körperscha-
den alleine nicht innerhalb eines Jahres zur 
Dienstunfähigkeit geführt, so ist das vorhan-
dene Leiden die wesentliche Ursache für die 
Dienstunfähigkeit. Dann gibt es kein Unfallru-
hegehalt.

Den Nachweis dieser Verbindung wird der 
betroffene Beamte führen müssen.

Zu 3.: Die Versetzung in den Ruhestand muss 
wegen der durch den Dienstunfall verursachter 
Dienstunfähigkeit (und nicht aus anderen Grün-
den) erfolgen.

2.1 – Feststellung der Polizeidienstfähigkeit
Regelmäßig wird zur Feststellung der Dienstun-
fähigkeit ein Verfahren nach § 110 NBG durch 
die Behörde eingeleitet werden. 

§ 110 NBG – Dienstunfähigkeit der Polizeivoll-
zugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeamten
Die Polizeivollzugsbeamtin oder der Polizei-
vollzugsbeamte ist dienstunfähig (§ 26 Abs. 1 
BeamtStG), wenn sie oder er den besonderen 
gesundheitlichen Anforderungen des Polizei-
vollzugsdienstes nicht mehr genügt und nicht 
zu erwarten ist, dass sie oder er ihre oder 
seine volle Verwendungsfähigkeit innerhalb 
von zwei Jahren wiedererlangt (Polizeidienst-
unfähigkeit), es sei denn, die ausgeübte oder 
die künftig auszuübende Funktion erfordert 
bei Beamtinnen und Beamten auf Lebenszeit 
diese besonderen gesundheitlichen Anforde-
rungen auf Dauer nicht mehr uneinge-
schränkt.

Hierbei sind auch die Inhalte des sogenannten 
„110-Erlasses“, der
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1. 	der Laufbahngruppe 1 mindestens nach der 
Besoldungsgruppe A 6 und

2.	der Laufbahngruppe 2 mindestens nach der 
Besoldungsgruppe A 12

bemessen.
(2) Unfallruhegehalt nach Absatz 1 wird auch 
gewährt, wenn die Beamtin oder der Beamte
in Ausübung des Dienstes durch einen rechts-
widrigen Angriff oder
außerhalb seines Dienstes durch einen Angriff 
im Sinne des § 34 Abs. 4
einen Dienstunfall mit den in Absatz 1 genann-
ten Folgen erleidet.
Diese im Sprachgebrauch als „qualifizierter 
Dienstunfall“ bekannte Rechtsnorm stellt die 
Anerkennung des Gesetzgebers für besondere 
Einsatzlagen und die schwerwiegenden Verlet-
zungen durch einen Dienstunfall dar. Allerdings 
sind die Hürden für eine Anerkennung sehr 
hoch. In der Praxis wird diese Regelung die Aus-
nahme bleiben.

Voraussetzungen für einen  
„Qualifizierten Dienstunfall“

1. Alternative
•	bei Ausübung einer Diensthandlung
•	einer damit verbundenen besonderen  

Lebensgefahr aussetzt
•	und infolge dieser Gefährdung einen  

Dienstunfall erleidet
•	und als Folge dieses Dienstunfalles  

dienstunfähig
•	und einen Grad der Schädigungsfolgen von 

mindestens 50%
•	und tritt in den Ruhestand
2. Alternative
•	in Ausübung des Dienstes durch einen  

rechtswidrigen Angriff,
•	oder außerhalb seines Dienstes durch einen 

Angriff im Sinne des § 34 Abs. 4 NBeamtVG 
(sog. Vergeltungsangriff)

•	einen Dienstunfall mit den zuvor genannten 
Folgen erleidet.

•	und als Folge dieses Dienstunfalles  
dienstunfähig

•	und einen Grad der Schädigungsfolgen von 
mindestens 50%

•	und tritt in den Ruhestand

Dienstbezüge aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe A 5 zurückbleiben.
Der besonderen Situation der Versetzung in den 
Ruhestand durch Dienstunfall hat der Gesetzge-
ber mit einem leicht erhöhten Unfallruhegehalt 
Rechnung getragen.
Die Berechnung des individuellen Unfallruhege-
haltes sollte aber immer über das NLBV erfol-
gen!

2.3 – Folgen für die Betroffenen:
Leider ziehen sich die Verfahren über die 
Genehmigung des Unfallruhegehaltes oftmals 
zu Lasten der Betroffenen hin, zumal wenn die 
strittigen Fragen zum Dienstunfall oder der 
Kausalität nicht abschließend geklärt sind.
Die Behörden gehen daher dazu über, zunächst 
eine Versetzung in den Ruhestand anzustreben, 
ohne dass die strittigen Fragen des Dienstunfal-
les geklärt sind. Die Betroffenen sind dann 
gezwungen, den Rechtsweg einzuschreiten und 
eine gerichtliche Klärung herbeizuführen.
Auch das BVerwG (Urteil vom 06.05.21 - BVerwG 
2 C 10.20) hat dazu ausgeführt: 
Die Ursache der Dienstunfähigkeit nimmt nicht 
an der Feststellungswirkung einer Zurruheset-
zungsverfügung teil.
Mit anderen Worten: Die Praxis der Behörden ist 
gerechtfertigt.

3. – § 41 BeamtVG – erhöhtes 
Unfallruhegehalt
(1) 1Setzt sich eine Beamtin oder ein Beamter bei 
Ausübung einer Diensthandlung einer damit 
verbundenen besonderen Lebensgefahr aus und 
erleidet infolge dieser Gefährdung einen Dienst-
unfall, so sind bei der Bemessung des Unfallru-
hegehalts 80 Prozent der ruhegehaltfähigen 
Dienstbezüge aus der Endstufe der übernächs-
ten Besoldungsgruppe, zugrunde zu legen, 
wenn sie oder er infolge dieses Dienstunfalls 
dienstunfähig geworden und in den Ruhestand 
versetzt worden ist und der Grad der Schädi-
gungsfolgen im Zeitpunkt der Versetzung in den 
Ruhestand infolge des Dienstunfalls mindestens 
50 beträgt. 2Satz 1 gilt mit der Maßgabe, dass 
sich die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge für 
Beamtinnen und Beamte

Gut zu wissen
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Zur Klarstellung: 
Nach einem dementsprechenden Vorfall wird 
ein Dienstunfall durch die Behörde genehmigt. 
Erst wenn der Beamte die Voraussetzungen 
erfüllt und die Versetzung in den Ruhestand 
ansteht, erfolgt die Prüfung, ob eine Qualifizie-
rung vorliegt und das erhöhte Unfallruhegehalt 
in Frage kommt.

3.2 – Zur 2. Alternative:
3.2.1 – Angriff im Sinne des Dienstunfallrechts?
Hierzu macht die Allgemeine Verwaltungsvor-
schrift zum Beamtenversorgungsgesetz 
(BeamtVGVwV), 31.4 Zu Absatz 4, die maßgebli-
chen Aussagen:
31.4.1.1 – Ein Angriff setzt voraus, dass sich die 
Beamtin oder der Beamte in Reichweite der 
Angreiferin oder des Angreifers befindet und 
dass die Angriffshandlung objektiv eine tatsäch-
liche Gefahr für die Beamtin oder den Beamten 
darstellt.
31.4.1.2 – Ein Angriff ist jede zielgerichtete Ver-
letzungshandlung, die sich gegen die körperli-
che Unversehrtheit einer Beamtin, eines Beam-
ten, mehrerer Beamtinnen oder Beamten richtet 
und nicht nur im zeitlichen, sondern auch im 
unmittelbaren inneren Zusammenhang mit der 
Dienstausübung steht. Es reicht aus, wenn sich 
die Gewalttat gegen den Einsatz als solchen und 
gegen die Dienstausübung der Beamtinnen oder 
Beamten richtet. Nicht erforderlich ist es hinge-
gen, dass sich die Gewalttat konkret gegen die-
jenige Beamtin oder denjenigen Beamten rich-
tet, die oder der von ihr letztlich betroffen wird.
31.4.1.3 – Es ist nicht erforderlich, dass der 
Angriff zu der von der Täterin oder dem Täter 
beabsichtigten Körperverletzung der Beamtin 
oder des Beamten geführt hat. Es reicht aus, 
dass diese oder dieser in der konkreten Gefahr 
der beabsichtigten Körperverletzung geschwebt 
hat und infolgedessen einen anderweitigen Kör-
perschaden, insbesondere eine Verletzung der 
seelischen Integrität erlitten hat (Urteile des 
BVerwG vom 25. Oktober 2012 – 2 C 41.11 – und 
vom 29. Oktober 2009 – 2 C 134.07 –).
31.4.1.4 – Die Täterin oder der Täter muss 
zumindest billigend in Kauf genommen haben, 
dass ihr oder sein Handeln zu einer Schädigung 
der am Einsatz beteiligten Beamtinnen oder 

3.1 – Zur 1. Alternative:
•	Konkrete Diensthandlung
Im Gegensatz zum normalen Dienstunfall (in 
Ausübung oder infolge des Dienstes) wird eine 
konkrete Diensthandlung gefordert (z.B. Fest-
nahme)
•	Besondere Lebensgefahr
Es wird eine objektiv erkennbare Lebensgefahr 
gefordert
•	Möglichkeit des Verlustes des Lebens muss 

naheliegend und objektiv erkennbar sein.
•	Die besondere Gefahr muss bereits vor dem 

Eintritt des Unfallereignisses bestanden 
haben. 

•	Sie darf nicht von dem Beamten selbst durch 
unüberlegtes Handeln erst herbeigeführt wor-
den sein.

•	Der betroffene Beamte ist sich bei der Dienst-
handlung der für sein Leben bestehenden 
Gefahr bewusst

Denkbar sind dabei viele Situationen:
Betreten der Autobahn bei fließendem Verkehr, 
Sonderrechtsfahrt bei Glatteis, Verfolgen eines 
bewaffneten Straftäters, Betreten eines bren-
nenden Hauses zur Rettung von Menschenle-
ben, pp.
Dabei kann sich diese Situation auch erst im 
Laufe des Geschehens ergeben
Als Beispiel: Eine Ruhestörung eskaliert und der 
Ansprechpartner zieht ein Messer

•	Dienstunfall
Der Beamte erleidet infolge dieser besonderen 
Gefährdung einen Dienstunfall
Als Folge des Dienstunfalles dauerhaft dienst-
unfähig
Auch hier wird sich das Verfahren nach § 110 
NBG anschließen

•	GdS von mindestens 50 
Die Einschränkung des Beamten muss im 
Gegensatz zu § 40 NBeamtVG, wo kein GdS 
gefordert ist, einen dauerhaften GdS von 50 
ausmachen.

•	Versetzung in den Ruhestand
Der „qualifizierte Dienstunfall“ wird erst bei 
einer anstehenden Versetzung in den Ruhe-
stand geprüft.
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Beamten führen könnte; bloße Fahrlässigkeit 
reicht nicht aus.
Als weiteres Kriterium ist aber der Zusammen-
hang mit dem Dienst von entscheidender 
Bedeutung, d.h. Ziel des Angriffs ist nicht die 
private Person, sondern der Repräsentant des 
Staates5±±

3.2.2 – Der Vergeltungsangriff:
Zum Vergeltungsangriff hat das Bundesverwal-
tungsgericht bereits 2009 ein Urteil gefällt 
(BVerwG - 2 C 134.07 - vom 29.10.09)
Das Gesetz kennt (..) durchaus den Dienstunfall 
außerhalb des Dienstes. Der dabei erlittene Kör-
perschaden steht in gewissen Fällen einem 
Dienstunfall gleich, den ein*e Beamter*in im 
Dienst erleidet. Es muss sich dabei aber um ein 
Ereignis handeln, das gerade im Hinblick auf 
das pflichtgemäße dienstliche Verhalten des*der 
Beamten*in auftritt. In Betracht kommen hier 
auch Angriffe auf den*die Beamten*in gerade 
wegen dessen*deren Eigenschaft als 
Beamter*in.
Letzteres nenn man einen Vergeltungsangriff.
Sofern alle weiteren Merkmale der 2. Alternative 
vorliegen, erhält der Beamte ein erhöhtes 
Unfallruhegehalt.

3.3 – Erhöhtes Unfallruhegehalt
Bereits im Gesetz ist geregelt, in welcher Höhe 
das erhöhte Unfallruhegehalt gezahlt wird:
80 Prozent der ruhegehaltfähigen Dienstbezüge 
aus der Endstufe der übernächsten Besoldungs-
gruppe,
In der Laufbahngruppe 2 mindestens nach der 
Besoldungsgruppe A 12

4. – § 48 NBeamtVG - Einmalige 
Unfallentschädigung
(1) Eine Beamtin oder ein Beamter, die oder der 
einen Dienstunfall der in § 41 bezeichneten Art 
erleidet, erhält neben einer beamtenrechtlichen 
Versorgung bei Beendigung des Dienstverhält-
nisses eine einmalige Unfallentschädigung von 
150.000 Euro, wenn von der obersten Dienstbe-
hörde oder der von ihr bestimmten Stelle 
infolge des Unfalls zu diesem Zeitpunkt ein 
dauerhafter Grad der Schädigungsfolgen von 

mindestens 50 festgestellt wird; § 30 Abs. 1 und 
2 BVG gilt entsprechend.
Sofern die genannten Voraussetzungen
•	Dienstunfall nach §41 NBeamtVG (qualifizier-

ter Dienstunfall)
•	Bei Beendigung des Dienstverhältnisses
•	Dauerhafter GdS von 50
erfüllt sind, erhält der Beamte eine einmalige 
Unfallentschädigung neben einer beamten-
rechtlichen Versorgung.

5. – Abschlussbemerkungen
Wie schon aus den Fristen zu erkennen ist, die 
bereits im Gesetz genannt sind, zieht sich ein 
Verfahren umso länger hin, je langwieriger die 
Verletzungen sind und je höher die Entschädi-
gungsleistungen werden. Selbst bei eigentlich 
klaren Sachverhalten sind Bearbeitungszeiten 
von mehreren Jahren keine Seltenheit, da auch 
immer die ärztlichen Möglichkeiten abgewartet 
werden müssen.
Gerade auch im Bereich psychischer Erkrankun-
gen ist es oftmals schwierig, den Nachweis zu 
einem Dienstunfall zu führen.
Diese Ausführungen stellen nur einen sehr gro-
ben Überblick über die Versorgung bei einem 
Dienstunfall dar. In allen angesprochenen 
Bereichen gibt es noch weitergehende Regelun-
gen, die der Einzelfallprüfung bedürfen.
Etwaige Fehler bitte ich zu entschuldigen und 
freue mich über Rückmeldungen.
Auf die Folgen bei einem tödlichen Dienstunfall 
bin ich absichtlich nicht eingegangen, da es den 
Rahmen gesprengt hätte und hier sicherlich 
auch ein rechtlicher Beistand notwendig sein 
dürfte.

Ansprechpartner
•	Sachbearbeiter für Dienstunfälle bei den 

Behörden
•	Personalräte
•	Schwerbehindertenvertretung
•	NLBV
•	Gewerkschaften

Carsten Grossert
Schwerbehindertenvertretung  
der PD Braunschweig

Gut zu wissen
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1.	 Informant der Polizei
2.	 eine starke Wirkung erzielend
3.	 Kfz-Kennzeichen: Polizeipräsidium Schwaben
4.	 Schnaps aus vergorenen Früchten
5.	 Singvogel
6.	 R im Funkalphabet
7.	 Jagdform mit Windhunden
8.	 deutsche Schauspielerin (Heidi) gestorben 2010
9.	 Polizist
10.	 eine Stadt in Grönland
11.	 Lateinisch: Aktenaufschrift mit Kurzangaben 

über den Inhalt
12.	 traubentragende Hauptruten des Rebstocks
13.	 Strafzettel
14.	 fiktives Land in Südamerika
15.	 Missetäter, Angeklagter
16.	 Umgangssprachlich: sehr alter Mann
17.	 Gefängnisaufseher
18.	 Gerüst zum Heutrocknen
19.	 Mitglied der Band die Ärzte
20.	 Verkäufer illegaler Betäubungsmittel
21.	 Abkürzung bei der Polizei Finanzkontrolle 

Schwarzarbeit
22.	 Gerüchtebildung
23.	 nordgermanisches Seefahrer Volk
24.	 weihnachtliches Dessert
25.	 Abkürzung Alpine Einsatzgruppe
26.	 höher gelegenes Land an der Nordseeküste
27.	 östliches Nachbarland Frankreichs
28.	 zweischneidiger Dolch
29.	 Ahndung einer Untat
30.	 Hilfspolizistin
31.	 plattdeutsch: urinieren
32.	 Politiker der SPD (Otmar, gestorben 2013)
33.	 Besessener von einer Idee oder Zwangsneigung
34.	 inniger Gesang der Portugiesen
35.	 Produkt aus Sand, Kalk und Soda
36.	 Politikwissenschaftler und Futurologe, 1909-

1998
37.	 campen, campieren
38.	 illegale Beschäftigung
39.	 Quarzsteinstück, Feuersteinstück
40.	Tierbändigerin
41.	 Bodensenke
42.	 Kurort in Belgien
43.	 Buschwindröschen
44.	 engl. Ameise
45.	 Ausruf des Erstaunens
46.	 Vorher / Früher
47.	 Baufahrzeug mit Schaufel
48.	 polizeiliche Suche
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1.	Für die Teilnahme an der Ziehung 
	 sind mindestens Vor- und Nachname 

und eine E-Mail-Adresse anzugeben 
und die Gewinnspielfrage richtig zu 

	 beantworten. Die Verantwortung für 
Änderungen dieser Daten, ins-	

	 besondere der E-Mail-Adresse, liegt 
beim Teilnehmer. Die Teilnahme am 
Gewinnspiel ist kostenlos.

2.	Teilnahmeberechtigte – Teilnahmebe-

rechtigt sind Mitarbeiter der gesamten 
Polizeidirektion Braunschweig. Nicht 
teilnahmeberechtigt am Gewinnspiel 
sind alle an der Konzeption und 
Umsetzung des Gewinnspiels beteiligte 
Personen und Mitarbeiter des Betrei-
bers sowie ihre Familienmitglieder.

3.	Übermittlung der Gewinne – Die 
Gewinne werden entweder persönlich 
übergeben, oder auf dem Postweg.

Registrierung/Teilnahme

4.	Rechtsweg und Haftung – Der Rechts-
weg ist ausgeschlossen. Es besteht 
kein einklagbarer Anspruch auf die 
Auszahlung der Gewinne.

5.	Datenschutz – 	 Die von uns erhobe-
nen und verarbeiteten personenbezo-
genen Daten werden zur Abwicklung 
der Gewinnspiele verwendet. Dabei 
beachten wir alle anwendbaren 
Datenschutzgesetze.

Löst das Kreuzworträtsel  
und gewinnt!!!

Das Lösungswort der Mai-Ausgabe 2023 war: 

Stufenlaufzeitverkürzung

und die glücklichen Gewinner sind: 

1. Martin Dzaczek, PI Salzgitter/Peine/Wolfenbüttel
2. Immanuel Schnittke, PI Wolfsburg-Helmstedt
3. Björn Meißner, Niedersächsisches Innenministerium
4. Sven Reuter, PD Hannover
5. Angelika Kunert, Kreisgruppe Helmstedt

Also ran ans nächste Rätsel, vielleicht klappt es ja!

1. Preis: 
30 Euro-Gutschein für eine  
Gastronomie Deiner Wahl

2. Preis 
20 Euro-Gutschein für eine 
Gastronomie Deiner Wahl

3. bis 5. Preis: GdP-Tasse
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Rätselecke
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Einsendeschluss: 1. November 2023
Das Lösungswort senden an: 
kontakt@gdp-bezirk-bs.de
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Lösung:
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Veranstaltungen
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Veranstaltungen
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es, die Menschen zu zeigen, die sich „hinter der 
Uniform“ verbergen. 
Umgesetzt wird die Idee in Form einer Ausstel-
lung, in der Menschen aus Berufsgruppen, die 
in besonderer Weise unter Anfeindungen oder 
Übergriffen zu leiden haben, zu Wort kommen 
lassen. Dazu zählen neben Mitarbeiter/-innen 
bei Polizei und Feuerwehr auch Sanitäter und 
Notärztinnen, Busfahrer und Zugbegleiterinnen, 
Schiedsrichter und Journalistinnen oder Vertre-
ter der Justiz. Auf Grundlage ausführlicher Inter-
views werden diese Menschen mit Foto und 
erklärenden Hintergrundtexten porträtiert. 
Bei den Initiatoren handelt es sich hierbei aus-
nahmslos um „normale“ Bürger, ohne politi-
schen und gewerkschaftlichen Hintergrund. Ihre 
Arbeit gestalten sie ehrenamtlich, ohne finanzi-
elle Interessen, dafür aber mit voller Hingabe. 

Doch was ist 
das über-
haupt für 
eine Initia-
tive und  
Ausstellung? 
Vor dem Hinter-
grund der zuneh-
menden Übergriffe 
auf Beschäftigte bei 
Polizei, Feuerwehr 

und anderen in der Öffentlichkeit stehenden 
Berufsgruppen möchte die Initiative mit diesem 
Projekt einen Beitrag zu einem respektvolleren 
Umgang in unserer Gesellschaft leisten. Ziel ist 

„Der Mensch dahinter“ 

Alles begann Anfang Mai mit einem freundlichen Telefonat mit Frau Wommelsdorf von der 
Initiative für Respekt und Toleranz. Frau Wommelsdorf hat gemeinsam mit Dr. Dirk Reinhardt 
und Burkhardt Knöpker die Initiative gegründet und die Wanderausstellung „Der Mensch 
dahinter“ ins Leben gerufen. Uns war gleich klar, dass wir diese tolle Wanderausstellung 
gerne nach Braunschweig holen und somit auch erstmalig in Niedersachsen zeigen möchten. 

Veranstaltungen 

von Claudia Kölsch
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Na bist du neugierig geworden? Interessierte 
können sich bereits den November/Dezember 
dieses Jahres vormerken. Ab dem 18.11.2023 sind 
alle herzlich eingeladen, die Ausstellung in den 
Räumlichkeiten der Stadtbibliothek Braun-
schweig kostenfrei zu besichtigen. 

Quelle:  
http://www.der-mensch-dahinter.de/dermenschdahinter.htm
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Tontaubenschießen der  
Kreisgruppe Helmstedt 

Veranstaltungen 
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Am Donnerstag, den 04.05.2023 war es soweit. Die 
erste After-Work-Schnitzeltour der Kreisgruppe Goslar 
startete bei bestem Wanderwetter am Parkplatz 
Osterfeld. 
24 wanderlustige Kolleg*innen hatten viel Spaß auf 
der rund 6 km langen Strecke. Damit es zu keinen 

Veranstaltungen 

After-Work-Schnitzeltour der  
Kreisgruppe Goslar 

Dehydrierungen unter den Kolleg*innen kam, sorgte 
ein Streckenposten an drei zuvor festgelegten Punk-
ten für die nötige Flüssigkeitsaufnahme.  Nach ca. 2,5 
Stunden kehrten alle glücklich zum Schnitzelessen in 
den Lindenhof ein. 
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von links: Christian Gleich, Benjamin Belter, Michael Steinhof, Nicole Malz, Frank Voigtländer, Claudia Kölsch, 
Erik Meißner, Vincent Räke, Andreas Große, Martin John, Frank Kuhn, Torsten Ahrens, Carsten Schnelle,  
Anja Wenisch, Martina Wojna, Meike Jürgens, Annabelle Bujok, Kornelia Wysocki, Renske Warnecke,  
Dietmar Schilff, Sebastian Okon

Klausurtagung der  
Bezirksgruppe Braunschweig
März 2023 im Wipperhof Peine/Edemissen
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